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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Im Mai 2015 hatte der Bundesrat die Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von
Gütern zur Internet- und Mobilfunküberwachung erlassen. Die Verordnung war auf
vier Jahre befristet. Der Bundesrat wollte in der Lage sein, Ausfuhrbewilligungen
verweigern zu können, wenn Grund zur Annahme besteht, dass die fraglichen Güter im
Bestimmungsland zur Repression missbraucht werden. Weil sich die Verordnung in den
Augen des Bundesrats bewährt hatte, verabschiedete er im Juni 2018 eine Botschaft
zur Änderung des Güterkontrollgesetzes. Damit könnte die Verordnung ins ordentliche
Recht überführt werden und unbefristet gelten. 
Die SiK-NR empfahl ihrem Rat im Oktober 2018 mit 16 gegen 7 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nicht auf die Änderung des Güterkontrollgesetzes einzutreten – die
Kommissionsmehrheit wollte mit einer Gesetzesänderung abwarten, um «die
Technologieentwicklung im Bereich Internet- und Mobilfunküberwachung und deren
Auswirkung auf die Firmen und Produkte besser abschätzen zu können». Weil der
Bundesrat eine befristete Verordnung nicht verlängern darf, wenn das Parlament auf
die gesetzliche Grundlage nicht eintritt, widerrief die Kommission ihren Entscheid
jedoch. Der Bundesrat konnte damit die Geltungsdauer der Verordnung im April 2019
um vier Jahre verlängern. Die SiK-NR fasste Ende April mit 13 zu 12 Stimmen den
Beschluss, dem Rat eine Sistierung des Geschäfts für zwei Jahre zu beantragen, damit
in dieser Zeit weitere Erfahrungen mit der Regelung gesammelt werden könnten. Im
Juni 2019 kam die Vorlage in die grosse Kammer. Neben dem Mehrheitsantrag auf
Sistierung lag dem Rat auch ein Minderheitsantrag Glanzmann (cvp, LU) vor, welcher auf
die Sistierung verzichten wollte. Eine Sistierung sei ein Spiel auf Zeit, welches für die
Schweizer Aussenpolitik einen Reputationsschaden zur Folge haben könnte,
begründete die Kommissionsminderheit ihren Antrag. Im Rat fanden beide Sichtweisen
Unterstützung, der Entscheid fiel knapp: Mit 89 zu 84 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde
der Minderheitsantrag angenommen und die Sistierung abgelehnt. Damit wird sich der
Rat also doch noch in absehbarer Zeit mit der Revision des Güterkontrollgesetzes
befassen müssen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Nachdem der Nationalrat eine Sistierung der Änderung des Güterkontrollgesetzes im
Juni 2019 abgelehnt hatte, befasste sich die SiK-NR in ihrer Sitzung von Mitte Januar
2020 erneut mit der Kontrolle von Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet-
und Mobilfunküberwachung. Die Kommission stimmte dem Vorhaben dieses Mal – nach
Entscheiden für Nichteintreten im Oktober 2018 und für Sistierung im April 2019 – klar
zu. Die Überführung der befristeten Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von
Gütern zur Internet- und Mobilfunküberwachung ins ordentliche Recht sei notwendig,
begründete die Kommissionsmehrheit ihren Entscheid. Der Rat wird sich
voraussichtlich in der Frühjahrssession 2020 wieder mit dem Geschäft befassen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.01.2020
NIKLAUS BIERI

Die Änderung des Güterkontrollgesetzes kam – nach Nichteintreten im Oktober 2018,
Sistierung im April 2019 und Zustimmung durch die SiK-NR im Januar 2020 – im März
2020 in die grosse Kammer. Der Rat trat ohne Widerstand auf die Vorlage ein, welche
die Überführung der Kontrolle von Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet-
und Mobilfunküberwachung von der entsprechenden Verordnung in das
Güterkontrollgesetz beinhaltet. Drei Minderheiten wollten die Vorlage noch
modifizieren: Eine Minderheit Fridez (sp, JU) beantragte, zusätzlich
Beratungsdienstleistungen in den Katalog der zu kontrollierenden Güter aufzunehmen.
Eine Minderheit Porchet (gp, VD) wollte die Kriterien der Dual-Use-Güter, also der
Güter, die sowohl zivil wie auch militärisch genutzt werden können, nicht übernehmen,
was quasi dazu führen würde, dass zukünftig alle Güter unter die Ausfuhrkontrolle fallen
würden. Eine Minderheit Flach (glp, AG) wollte zusätzliche Kriterien über die
Empfängerinnen und Empfänger von Güterausfuhren in das Gesetz aufnehmen.
Während es Nationalrat Flach darum ging, auch diese bereits in der geltenden
Verordnung enthaltenen Kriterien ins Gesetz zu übernehmen, erachtete es Nationalrat
Gmür (cvp, SZ) als unnötige Erweiterung der Gesetzesänderung. Alle drei
Minderheitsanträge fanden einzig bei den Fraktionen der SP und Grünen Anklang und

BUNDESRATSGESCHÄFT
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wurden entsprechend deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage
mit 193 Stimmen (ohne Gegenstimme, eine Enthaltung) angenommen. 3

Nachdem die SIK-SR der Änderung des Güterkontrollgesetzes zur Überführung der
Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet- und
Mobilfunküberwachung ins ordentliche Recht einstimmig zugestimmt hatte, folgte der
Ständerat dieser Empfehlung ohne grosse Diskussion und nahm die Vorlage in der
Sommersession 2020 einstimmig an. In den Schlussabstimmungen stimmten die beiden
Räte dem Geschäft jeweils ebenfalls einstimmig zu. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2019, S. 956 f.; BBl, 2018, S. 4529 ff.; Medienmitteilung SiK-NR vom 30. April 2019; Medienmitteilung SiK-NR vom 9.
Oktober 2018
2) Medienmitteilung der SIK-NR vom 14.1.20
3) AB NR, 2020, S. 30 ff.
4) AB NR, 2020, S. 1179; AB SR, 2020, S. 383 f.; AB SR, 2020, S. 624
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